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3. die Wasserstraßen der Republik, die Seeschiffahrt und 
die Binnenschiffahrt, soweit sie über das Gebiet eines 
Landes binausgehen,

4. der Republik durch Gesetz zugeordnete Polizei (Zentrales 
Kriminalamt der Republik, Zentraler Personen- und Ob­
jektschutz, Zentrale Antiterroreinheit, Transportpolizei 
mit eigenem Unterbau sowie Zentrale Fliegerstaffel),

5. der statistische Dienst.

(2) Bis zur Herstellung der Einheit Deutschlands kann der 
Ministerrat der DDR zur wirksamen Bekämpfung von Natur­
katastrophen oder Unglücksfällen, die das Gebiet mehr als 
eines Landes gefährden, den Länderregierungen die Weisung 
erteilen, Polizeikräfte anderen Ländern zur Verfügung zu 
stellen sowie Kräfte des Grenzschutzes und der Streitkräfte 
zur Unterstützung der Polizei einsetzen. Diese Maßnahmen 
sind nach Beseitigung der Gefahr oder auf Verlangen der 
Mehrheit der Länder unverzüglich aufzuheben.

Finanzhoheit der Republik und der Länder 

§ 19
(1) Die Republik und die Länder tragen gesondert die Aus­

gaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben erge­
ben. Handeln die Länder im Auftrag der Republik, trägt die 
Republik die sich daraus ergebenden Ausgaben.

(2) Republik und Länder sind in ihrer Haushaltswirtschaft 
selbständig und voneinander unabhängig. Sie haben den Er­
fordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rech­
nung zu tragen.

(3) Die Finanzausstattung der Länder ist so zu gestalten, 
daß die Länder in der Lage sind, ihre Aufgaben sachgerecht 
zu erfüllen. Die unterschiedliche Finanzkraft der Länder ist 
angemessen auszugleichen; hierbei sind die Finanzkraft und 
der Finanzbedarf der Gemeinden und Kreise zu berücksich­
tigen

(4) Näheres ist durch Gesetz der Republik zu regeln.

Übergangsregelung für die 
Mitwirkung der Länder

§20
(1) Die Ministerpräsidenten der Länder und der Oberbür­

germeister von Berlin besitzen bis zur Herstellung der Ein­
heit Deutschlands in den Fällen der §§ 8, 9, 11 und 19 Ab­
satz 4 dieses Gesetzes ein Einspruchsrecht. Der Einspruch gilt 
als eingelegt, wenn die Mehrheit innerhalb von einem .Monat 
nach Beschlußfassung von dem Einspruchsrecht Gebrauch 
macht.

(2) Der Einspruch der Mehrheit der Ministerpräsidenten der 
Länder und des Oberbürgermeisters von Berlin kann von der 
Volkskammer nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Abgeordneten abgewiesen werden. Sonst gilt das Gesetz als 
nicht beschlossen.

Vermögensnachfolge

§ 21

(1) Mit der Bildung von Ländern in der DDR geht das Ver­
mögen der Bezirke auf das jeweilige Land, dem sie angehören, 
über.

(2) Soweit das Vermögen der Republik nach seiner ur­
sprünglichen Zweckbestimmung überwiegend für Verwal­

tungsaufgaben bestimmt war, die nach diesem Gesetz nicht 
Verwaltungsaufgaben der Republik sind, ist es unentgeltlich 
auf die nunmehr zuständigen Aufgabenträger und, soweit es 

.nach seiner gegenwärtigen, nicht nur vorübergehenden Be­
nutzung Verwaltungsaufgaben dient, die nach diesem Gesetz 
nunmehr von den Ländern zu erfüllen sind, auf die Länder 
zu übertragen.

(3) Die Republik überträgt ihr sonstiges Vermögen den 
Ländern, sofern sie es nicht für die Erfüllung ihrer eigenen 
Aufgaben benötigt.

§22
Übergang von Einrichtungen und Personal

Mit der Bildung von Ländern in der DDR gehen Verwal­
tungsorgane und sonstige der öffentlichen Verwaltung oder 
Rechtspflege dienende Einrichtungen der Republik, soweit 
sie nach diesem Gesetz Aufgaben der Länder wahrnehmen, 
auf die Länder über. Soweit Aufgaben auf die Länder über­
gehen, geht das Personal anteilmäßig auf die Länder über.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§23
(1) Die Wahl zu den Landtagen 1990 ist durch ein Gesetz 

der Republik zu regeln.
(2) Der erstgewählte Landtag, dem zugleich die Aufgabe 

einer verfassungsgebenden Landesversammlung obliegt, tritt 
spätestens am 14. Tag nach der Wahl zusammen. Spätestens 
am 20. Tag nach seinem Zusammentritt hat er eine vorläufige 
Landesregierung zu bilden.

(3) Nach Inkraftteten der Landesverfassung wird die Lan­
desregierung nach den Bestimmungen dieser Verfassung ge­
bildet.

§24
Im Bereich der Gesetzgebungsbefugnis der Länder gilt das 

Recht der Republik als Landesrecht weiter, soweit die Länder 
nicht selbst von ihrer Befugnis Gebrauch machen.

§25
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 14. Oktober 1990 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die weitere Demo­

kratisierung des Aufbaus und der Arbeitsweise der staatlichen 
Organe in den Ländern der DDR vom 23. Juli 1952 (GBl. 
Nr. 99 S. 613) außer Kraft.

(3) Aus der Verfassung der Deutschen Demokratischen Re­
publik vom 6. April 1968 in der Fassung des Gesetzes zur Er­
gänzung und Änderung der Verfassung der Deutschen Demo­
kratischen Republik vom 7. Oktober 1974 werden gestrichen:
— der Artikel 47,
— der Artikel 48 Absatz 2,
— der Artikel 49 Absätze 1 und 2,
— der Artikel 58,
— der Artikel 70,
— der Artikel 72,
— im Artikel 76 Absatz 1 der Satz 2 sowie der Absatz 2,
— der Artikel 78 Absatz 1 sowie
— der Artikel 89 Absatz 3.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am zweiundzwanzigsten Juli neunzehn­
hundertneunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den zweiundzwanzigsten Juli neunzehnhundertneunzig

Die Präsidentin der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik
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